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Politische Weichenstellungen 
Verfassungsgerichts-Präsident warnt vor Gefahren des Lobbyismus 
24. Feb. 2006 
http://www.ngo-online.de/ganze_nachricht.php?Nr=13024 
 
Der Präsident des Bundesverfassungsgerichtes, Hans-Jürgen Papier, warnt vor den 
Gefahren des Lobbyismus. Bestimmte Gruppen dürften nicht zu viel "Einfluss auf 
Entscheidungen und politische Weichenstellungen gesamtgesellschaftlicher Bedeutung" 
haben, sagte Papier am Freitag in Berlin. Es drohe die "Aushöhlung der parlamentarischen 
Demokratie", wenn die vom Volk nicht legitimierten Lobbyisten "bestimmenden Einfluss" auf 
die Sachentscheidung des Parlaments gewännen.  
 
Dieses dürfe nicht in die Rolle einer "Ratifikationsinstanz" gedrängt werden, die lediglich 
Gesetzentwürfe absegne von Lobbyisten, die nie "alle relevanten Interessen in gleicher 
Weise vertreten". Externer Sachverstand sei bei der Ausarbeitung von Gesetzen aber 
notwendig, meint Papier. 
 
Text unter Verwendung von Material von: ddp 
 
…………………… 
 
Betrachtet man unter diesem Blickwinkel die Ausführungen des BfS  
Positionsbestimmung des BfS zu Grundsatzfragen des Strahlenschutzes 
- „Leitlinien Strahlenschutz“ -  vom 01.06.2005 
http://www.bfs.de/bfs/fue_beitraege/Leitlinien_Strahlenschutz_BfS.html 
wird an den dort ersichtlichen Spuren erfolgreicher Lobby die Berechtigung der richterlichen 
Mahnung unterstrichen. 
 
 
(Seite/Zeile) 
 
S.40/Z.17  
Im Bereich der nichtionisierenden Strahlung sind Strahlenschutzgrundsätze weit weniger 
entwickelt als im Bereich der ionisierenden Strahlung. 
 
S.41 /Z.3 
Der Begriff der Rechtfertigung ist im NIR-Bereich (nicht-ionisierende Strahlung) bislang noch 
nicht diskutiert worden. 
 
S.42/Z.12  
Eine Strahlenschutzbewertung neuer Technologien ist bisher erst nach 
Markteinführung der Technologie möglich, da die hierfür erforderlichen Daten dem 
Strahlenschutz vorher nicht verfügbar gemacht werden. 
 
S.42/Z16  
Als Beispiel aus der Vergangenheit wird auf Schnurlostelefone nach dem DECT. 
Standard hingewiesen. Die permanente Emission hochfrequenter Felder durch den  
Kontrollkanal wäre für Anwendungen im Hausgebrauch nicht erforderlich. 
 
S.43/Z.3  
Nur durch eine frühzeitige Beteiligung des Strahlenschutzes an der Entwicklung neuer 
Technologien können die Vorgaben eines vorsorgenden Strahlenschutzes an 
feldemittierende Quellen umgesetzt werden. 



S.43/Z.5  
Es ist eine Expositionsminimierung durch technische Optimierung aller Feldquellen  
erforderlich.  
 
S.43/Z.8  
Grundlagenforschung zum Strahlenschutz sollte vor [Hervorhebung im Text des BfS!] der 
Markteinführung neuer Geräte dort erfolgen, wo Kenntnislücken bestehen (z.B. THz-  
Bereich) oder wo diese wissenschaftlich begründet zu vermuten sind. 
 
S.43/Z.14  
Mögliche gesundheitliche Risiken bei Anwendung neuer Technologien können nur dann  
frühzeitig erkannt werden, wenn der Strahlenschutz schon in der Entwicklungsphase  
beteiligt wird. 
 
S.43/Z.16  
Dies sollte im Interesse aller Beteiligten sein. In Zukunft wird die Glaubwürdigkeit des  
Strahlenschutzes auch davon abhängen, inwieweit er in der Lage ist, proaktiv auf neue  
technische Entwicklungen einzuwirken. 
 
S.49 / 
 
D. Über den reinen Strahlenschutz hinausgehende Fragestellungen 
Risikobasierte Bewertungsverfahren  
Hintergrund 

 
Die Abschätzung und Bewertung von Strahlenwirkungen und Strahlenrisiken und die daraus 
abgeleiteten Strahlenschutzregelungen basieren neben den wissenschaftlichen Erkenntnis- 
sen über Strahlenwirkungen auf Überlegungen zur gesellschaftlichen Akzeptabilität von 
Strahlenrisiken. Diskussionen dazu wurden in internationalen und nationalen überwiegend 
mit Naturwissenschaftlern besetzten Gremien wie ICRP, UNSCEAR, Euratom Artikel  
Gruppe und SSK geführt und flossen in deren Empfehlungen zum Strahlenschutz ein. Diese 
Empfehlungen, insbesondere die der ICRP, wurden dann subsequent nahezu unverändert in 
verbindliche internationale und nationale Strahlenschutzregelungen umgesetzt. Vergleich- 
bare Entwicklungen lassen sich für die nichtionisierende Strahlung, aber auch für 
andere physikalische, chemische und biologische Noxen aufzeigen. 
 
S.49/Z18 
Charakteristisch für diese Vorgehensweisen ist,  
(i) eine auf naturwissenschaftlichen Kenntnissen aufbauende Abschätzung von 
Expositionen und Wirkungen sowie deren Abhängigkeiten, 
 
S.49/Z.20  
(ii) eine Diskussion zur Akzeptabilität von Risiken in Wissenschaftsgremien,  
 
S.49/Z.21 (iii)  
darauf aufbauend die Entwicklung von Regulationsgrundsätzen und -verfahren, die  
spezialisiert nur auf die betrachtete Noxe anwendbar sind, mit weitgehendem Verlust des  
Risikobezugs 
 
S.49/Z.23  
und (iv) eine Kompensation dieses verloren gegangenen Risikobezugs durch  
argumentativen Verweis auf natürliche oder andere Belastungen.  
 
 
 
 
 
 



S.49/Z.24  
Defizite dieser Vorgehensweise sind 
 
S.49/Z.25  
(a) die weitgehend fehlenden Möglichkeiten der gesellschaftlichen Teilnahme an den 
Diskussionen zur Akzeptabilität von Risiken und daraus folgend bei der Entwicklung von 
Regulationsgrundsätzen und -verfahren,  
 
S.49/Z.27 
(b) die Nichtvergleichbarkeit der den Regulationen von Einzelnoxen innewohnenden 
Risikobeiträge für die menschliche Gesundheit,  
 
S.49/Z.28 
(c) die starke Abhängigkeit der in den Regulationen gesetzten Standards vom derzeitigen 
Wissen zur Wirkung der Noxe und damit der Notwendigkeit der häufigen Anpassung  an sich 
veränderndes Wissen  
 
S.49/Z.34  
Aus der Charakterisierung der Verfahren und dem Aufzeigen von Defiziten ergibt sich die 
Notwendigkeit,  
 
S.49/Z.35  
(α) die Aufgabe der Naturwissenschaften mit der bestmöglichen Expositions- und 
Wirkungsabschätzung zu definieren,  
 
S.49/Z.36  
(β) die Bewertung der Risiken, aber auch die Festlegung von Schutzgütern und  
Schutzzielen dem gesellschaftlichen Dialog zu öffnen und  
 
S.49/Z.38  
(γ) einen Bewertungsbezug zu entwickeln, der eine Vergleichbarkeit von Risiken ermöglicht, 
 
S.50/Z.7  
Andererseits sind wir heute konfrontiert mit einer breiten Einführung neuer Belastungen,  
ohne dass eine abschließende Abschätzung und Bewertung der Risiken möglich war  
(z.B. Mobilfunk). 
 
S.50/Z.24 
Eine pluralistische Beteiligung der Fachöffentlichkeit ist bei komplexen oder  
wissenschaftlich strittigen Themen notwendig und im Verfahren zu verankern.  
 
S.50/Z.25 Bei gesellschaftlich kontroversen Themen sollte in besonderen Fällen bereits in 
der  
Phase der Risikoabschätzung auch betroffenen und organisierten gesellschaftlichen  
Gruppen eine Beteiligung durch eigene Fachvertreter ermöglicht werden. 
 
S.50/Z.34  
Diese Beteiligung ist sachlich, rechtsstaatlich und demokratisch geboten, da die Definition  
von Schutzziel und Schutzniveau und die Festlegung von Konventionen bei der  
Risikobewertung von gesellschaftlichen und politischen Zielsetzungen bestimmt werden. 
……… 
 
 
 
 
 
 



 
Welchen Grad der Übereinstimmung die höchstrichterliche Mahnung mit den Erfahrungen 
und Anliegen mobilfunkkritischer Bürger erreicht, wird erkennbar in den ersten Ergebnissen 
der Online-Umfrage der Uni Augsburg  
http://www.izgmf.de/Aktionen/Meldungen/Archiv_05/uniaugsburg_II/uniaugsburg_ii.html 
 

Für rund sechs Wochen öffnete das Extraordinariat für Angewandte Psychologie der 
Universität Augsburg Mitte August 2005 ein Online-Portal, um eine sozialwissenschaftliche 
Bevölkerungsumfrage zur Wahrnehmung von Mobilfunksendeanlagen durchzuführen. Die 
erhobenen Daten sind mittlerweile ausgewertet und erste Ergebnisse liegen in Form einer 
Kurzdokumentation vor (siehe unten). Dort ist beispielsweise nachzulesen, dass das Internet 
für die Teilnehmer der Befragung die wichtigste Informationsquelle ist, die unwichtigsten 
sind Industrie, Kirche und Politik. Für Letztgenannte noch schmerzlicher: auch bei der 
Glaubwürdigkeit sind sie Schlusslicht (15.01.06-ll).  

Partizipation verschiedener Gruppen/Institutionen bei der Regelung von Mobilfunk 
Die Befragten wünschen sich, dass Regelungen zu Mobilfunk am meisten von 
Wissenschaftlern mitbestimmt werden sollen. Danach kommt die Einbindung Betroffener und 
auch von Ärzten. Nur sehr wenige Personen sind der Ansicht, auch Wirtschaftsunternehmen 
oder Kirchenverbände sollten partizipieren können. 
Informationsquellen und ihre Glaubwürdigkeit 
Als Nächstes wird dargestellt, welche Quellen die Befragten nutzen, um sich über Mobilfunk 
Informationen zu beschaffen. Unter den Befragten ist die Informationsquelle Nummer eins 
das Internet. Danach folgen Informationen von Wissenschaftlern, Bürgerinitiativen sowie 
Fachliteratur und Tageszeitungen. An letzter Stelle stehen Informationen von 
Wirtschaftsunternehmen, der Politik und Kirchen. Wie verhält es sich nun mit der 
wahrgenommenen Glaubwürdigkeit der einzelnen Institutionen bzw. Personengruppen? Die 
größte Glaubwürdigkeit wird Informationen von Umweltorganisationen, gefolgt von 
Bürgerinitiativen zugesprochen. Schlusslichter sind Kirchen, Wirtschaftsunternehmen und 
Politiker. 
 
…………………………. 
 
 
Vor diesem Hintergrund wird offenbar, auf welch innovativer Auffassung des Begriffs der 
„Selbstverpflichtung“ der Erfolg der Politik der Mobilfunkindustrie beruht. 
 
Helmut Breunig 


